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Nachschlagewerk: ja
BGHZ_________ : nein

Gutscheinübersendung

UWG § 1

Erbittet ein Kunde unter Einsendung einer reparaturbedürfti­
gen Kamera vom technischen Kundendienst eines Versand- und 
Warenhausunternehmens einen Reparaturkostenvoranschlag, so 
liegt in der - mit Hinweisen auf die Unmöglichkeit einer Re­
paratur lind mit Kamera-Angeboten des Unternehmens verbunde­
nen - Übersendung eines Gutscheins über 30,—  DM ohne Rück­
gabe der Kamera eine dem Fall der Zusendung unbestellter Wa­
re vergleichbare wettbewerbswidrige Belästigung und eine tin- 
zulässige Wertreklame.

BGH, Urt. v. 9. April 1992 - I ZR 173/90 - Kammergericht
LG Berlin
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IM NAMEN DES VOLKES

I ZR 173/90 URTEIL Verkündet am:
9. April 1992 
Kalus
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Großversandhaus Q M M  Gustav SflHHüHl®KG, vertreten 
durch ihre persönlich haftende Gesellschafterin, die Gustav 
und Grete S f l U H H I H  H B H B  KG, diese vertreten durch ihre 
persönlich haftende Gesellschafterin, die Kauffrau Grete _ _ _ _ _  Straße

Beklagte und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

g e g e n

Verbraucherschutzverein e .V ., vertreten durch die Vorsitzen­
de des Vorstands Dr. Thea und deren Stellvertrete­
rin, Dr. Gabriele Ei

Kläger und Revisionsbeklagter,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
Dr.

und



Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 9. April 1992 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Piper und die Richter Dr. Teplitzky, 
Dr. Mees, Dr. v. Ungern-Sternberg und Starck

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 5. Zivilsenats 
des Kammergerichts vom 11. Mai 1990 wird auf Ko­
sten der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Beklagte, die neben einem Versandhaus auch Waren­
häuser betreibt, vertreibt dort u.a. Fotoapparate. Sie 
unterhält einen technischen Kundendienst, bei dem Kunden bei 
der Beklagten erworbene Geräte reparieren lassen können. 
Übergibt ein Kunde dem technischen Kundendienst einen in­
standsetzungsbedürftigen Fotoapparat mit der Bitte um einen 
Kostenvoranschlag für die Reparatur, so erhält er, falls die 
Beklagte meint, daß eine solche nicht mehr möglich sei, von 
dieser ein Schreiben folgenden Inhalts:

"Unsere Techniker haben alles daran gesetzt, um Ihr 
Gerät zu reparieren - bei Ihrem Modell war das 
leider nicht mehr möglich.

Natürlich lassen wir Sie nicht im Stich: Das re­
tournierte Gerät nehmen wir zurück. Allerdings 
können wir den Kaufpreis nicht mehr in voller Höhe 
vergüten, die bisherige Nutzung muß berücksichtigt 
werden. Insgesamt erstatten wir 30,—  DM mit dem 
beiliegenden Gutschein.

Dürfen wir Sie mit einem neuen Gerät bedienen?
Prüfen Sie bitte unser reichhaltiges Angebot oder 
besuchen Sie eines unserer Fotofachgeschäfte. Un­
sere Mitarbeiter werden sich große Mühe geben. Sie 
gut zu beraten und zu bedienen".
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Der Kläger, ein Verbraucherschutzverein, hat in diesem 
Vorgehen der Beklagten einen Verstoß gegen die §§ 1 und 3 
UWG erblickt und die Beklagte auf Unterlassung in Anspruch 
genommen. Diese, so hat er geltend gemacht, erwecke den Ein­
druck, sie habe bezüglich des eingesandten Geräts eine end­
gültige Regelung getroffen. Ein nicht unerheblicher Teil der 
Verbraucher verstehe das Schreiben so, daß nur noch die Mög­
lichkeit bestehe, bei der Beklagten unter Einlösung des Gut­
scheins ein neues Gerät zu erwerben, die Rückgabe des alten 
Apparates jedoch nicht mehr möglich sei.

Die Beklagte hat vorgetragen, mit ihrem in dem ange­
griffenen Schreiben enthaltenen Vorschlag wolle sie den Kun­
den helfen und diese vor der Enttäuschung bewahren, daß die 
Kamera nicht mehr zu reparieren sei. Sie habe auch vermeiden 
wollen, daß sich die Kunden enttäuscht von ihr abwenden. 
Selbstverständlich gebe sie auf Verlangen die Kamera 
zurück.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Beru­
fungsgericht hat die Beklagte antragsgemäß verurteilt. Mit 
der - zugelassenen - Revision, deren Zurückweisung der Klä­
ger beantragt, erstrebt die Beklagte die Wiederherstellung 
des landgerichtlichen Urteils.

Entscheidunasgründe;

Das Berufungsgerichts hat eine Irreführung nicht uner­
heblicher Teile des Verkehrs (§ 3 UWG) darin gesehen, daß
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die Beklagte durch das angegriffene Schreiben den Eindruck 
erwecke, es seien praktisch vollendete Tatsachen geschaffen 
und es bestehe lediglich noch die Möglichkeit, den übersand­
ten Gutschein einzulösen und bei der Beklagten eine neue Ka­
mera zu kaufen. Daneben hat das Berufungsgericht einen Ver­
stoß gegen § 1 UWG darin erblickt, daß die Beklagte ohne 
weitere Rückfrage dem Kunden einen Gutschriftbeleg (Gut­
schein) übersende, den sie mit ihren Kamera-Angeboten koppe­
le.

Diese Beurteilung hält im Ergebnis den Revisionsangrif­
fen stand.

II. 1. Ohne Erfolg bleibt die Revision mit der Rüge, 
das Berufungsgericht habe nicht geprüft, ob in der Übersen­
dung des angegriffenen Schreibens - was zu verneinen sei - 
ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs liege. Wie der Inhalt 
des Schreibens erkennen läßt - hierüber haben die Parteien 
in den Vorinstanzen auch nicht gestritten - geht es der Be­
klagten damit auch um die Tätigung weiterer Geschäfte und 
die Bewahrung des Kundenkreises. Das genügt den Anforderun­
gen, die nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs an ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs in objektiver 
und subjektiver Hinsicht zu stellen sind (BGH, Urt. v. 
13.2.1992 - I ZR 79/90, WRP 1992, 380, 382 - Beitragsrech­
nung m . w . N .) .

2. Im Ergebnis zutreffend hat das Berufungsgericht in 
dem Schreiben der Beklagten einen Verstoß gegen § 1 UWG ge­
sehen. Das Verhalten der Beklagten stellt sich als unzuläs-
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sige Belästigung von Kunden und als wettbewerbswidrige Wert­
reklame dar. Diese Beurteilung kann das Revisionsgericht auf 
der Grundlage des zwischen den Parteien unstreitigen Sach­
verhalts und der vom Berufungsgericht getroffenen tatsächli­
chen Feststellungen selber treffen.

a) Entsprechend seiner Bitte um einen Kostenvoranschlag 
für die Reparatur seiner Kamera erwartet der Kunde von der 
Beklagten die Angabe der Höhe der voraussichtlichen Repara­
turkosten. Dieser Erwartung des Kunden entspricht das 
Schreiben der Beklagten nicht, es enthält statt dessen 
- ohne Rücksendung der eingesandten Kamera - einen Gutschein 
über 30,—  DM und den Hinweis auf Angebote neuer Kameras. In 
diesem Vorgehen der Beklagten liegt eine Wettbewerbsrecht­
lich zu mißbilligende Belästigung des Kunden, die im Ergeb­
nis nicht anders zu beurteilen ist als die Zusendung unbe­
stellter Waren.

Will ein Kunde von dem Angebot der Beklagten keinen Ge­
brauch machen, weil er seine Kamera anderswo reparieren las­
sen möchte oder ihn andere Gründe dazu bestimmen, muß er an 
die Beklagte schreiben und seine Kamera zurückfordern; dar­
über hinaus muß er den auf seinen Namen ausgestellten Gut­
schein zurücksenden. Schon diese Umstände belasten den Be­
troffenen. Weiterhin muß er nicht unbeträchtliche Kosten 
aufwenden, da es nicht fern liegt, daß er den Gutschein aus 
Sicherheitsgründen per Einschreiben an die Beklagte übersen­
det, zumal auf dem Gutschein der Hinweis enthalten ist, die­
ser solle (im Falle der Einlösung mit einer Bestellung) per 
Einschreiben übersandt werden. Auch dies wird ein Teil der 
angesprochenen Kunden erfahrungsgemäß als Belästigung



7

empfinden, die ihm nicht zugemutet werden kann. Hinzu kommt, 
daß die Kunden teilweise auch die Rücksendung der eingesand­
ten Kamera durch die Beklagte nicht für gewährleistet halten 
können und sich deshalb in der Zwangslage sehen, entweder 
die erwähnten Mühen und Kosten auf sich zu nehmen oder von 
dem Angebot der Beklagten Gebrauch zu machen und bei dieser 
eine neue Kamera zu erwerben (vgl. BGH, Urt. v. 11.11.1958 
- I ZR 179/57, GRUR 1959, 277, 279 - Künstlerpostkarten). 
Eine derartige, die Entschließung des Kunden unsachlich, 
weil nicht die Ware selbst betreffend, beeinflussende Wett­
bewerbshandlung ist mit dem Leistungswettbewerb nicht ver­
einbar .

b) In dem angegriffenen Schreiben liegt aber auch eine 
wettbewerbsrechtlich unzulässige Wertreklame. Mit ihrem 
Schreiben klärt die Beklagte ihre Kunden über die Gründe 
ihres Vorgehens nicht im einzelnen auf. Die Kunden können 
aus dem Inhalt des Schreibens nicht entnehmen, aus welchen 
Gründen die von ihnen ursprünglich beabsichtigte Reparatur 
der Kamera undurchführbar ist, ob sie technisch nicht mög­
lich ist, ob sie daran scheitert, daß erforderliche Ersatz­
teile nicht beschafft werden können, oder ob sie im Verhält­
nis zum Wert der Kamera zu teuer ist und deshalb wirtschaft­
lich nicht sinnvoll erscheint. Der Kunde gewinnt aus dem 
Schreiben auch keinen Anhalt dafür, warum ihm für seine Ka­
mera eine Vergütung angeboten wird und warum sie gerade 
30,—  DM beträgt. Er wird auch nicht darüber informiert, ob 
das Gerät überhaupt noch einen Wert hat. In dieser für ihn 
unklaren Situation bietet ihm die Beklagte einen Gutschein, 
also eine im Fall des Kaufs einer neuen Kamera sich reali­
sierende Geldleistung an, deren Betrag so hoch ist, daß er
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geeignet erscheint, den Kunden dazu zu bestimmen, auf die 
Rücksendung des Gutscheins und die Rückforderung seiner Ka­
mera zu verzichten und bei der Beklagten einen Ersatzkauf zu 
tätigen, den er anderenfalls möglicherweise bei einem ande­
ren Anbieter getätigt hätte. Auch deshalb liegt in dem ange­
griffenen Schreiben der Beklagten ein Wettbewerbsverhalten, 
das mit den Grundsätzen des Leistungswettbewerbs nicht ver­
einbar ist, weil die Beklagte nicht durch Güte und Preiswür­
digkeit ihrer Ware den Kunden zum Kauf einer Kamera zu ver­
anlassen sucht, sondern durch die Gewährung einer besonderen 
Vergünstigung in Gestalt eines durch den Gutschein verkör­
perten Geldbetrages von 30,—  DM, der den Kunden aus sach- 
fremden, nicht Güte und Preiswürdigkeit der Waren betreffen­
den Gründen, zum Kauf von Kameras bei der Beklagten veran­
lassen soll.

3. War danach der Verbotsausspruch des Berufungsge­
richts bereits aus diesen Gründen zu bestätigen, bedurfte es 
keiner Entscheidung mehr, ob das angegriffene Verhalten auch 
als irreführend beanstandet werden kann.
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III. 
§ 97 Abs.

Piper

v .

Die Revision war danach mit der Kostenfolge aus 
1 ZPO zurückzuweisen.

Teplitzky Mees

Ungern-Sternberg Starck
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